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BUNDESARBEITSGERICHT

2 AZR 314/03
18 Sa 1221/02
Landesarbeitsgericht
Berlin

Im Namen des Volkes!
Verkündet am 
22. April 2004

URTEIL
Pötter, Urkundsbeamtin 
der Geschäftsstelle

In Sachen

Kläger, Berufungskläger und Revisionskläger,

pp.

Beklagte, Berufungsbeklagte und Revisionsbeklagte,

hat der Zweite Senat des Bundesarbeitsgerichts auf Grund der mündlichen Verhand­

lung vom 22. April 2004 durch den Vorsitzenden Richter am Bundesarbeitsgericht 

Prof. Dr. Rost, die Richter am Bundesarbeitsgericht Dr. Eylert und Schmitz- 

Scholemann sowie den ehrenamtlichen Richter Dr. Sieg und die ehrenamtliche Richte- 

rin Pitsch für Recht erkannt:
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Die Revision des Klägers gegen das Urteil des Landesarbeits­
gerichts Berlin vom 28. November 2002 - 18 Sa 1221/02 - wird 
auf Kosten des Klägers als unzulässig verworfen.

Tatbestand

Der schwerbehinderte Kläger trat im Jahre 1985 in die Dienste der Beklagten, 

eines Unternehmens der Textilindustrie. Mit Zustimmung des Integrationsamts kün­

digte die Beklagte das Arbeitsverhältnis fristgerecht zum 30. April 2002, weil der Be­

trieb stillgelegt werde.

Mit der am 20. November 2001 erhobenen Klage hat der Kläger geltend ge­

macht, die Kündigung sei sozialwidrig.

Der Kläger hat beantragt

festzustellen, dass das zwischen den Parteien bestehende Ar­
beitsverhältnis nicht durch die Kündigung vom 31. Oktober 
2001 aufgelöst wird.

Die Beklagte hat beantragt, die Klage abzuweisen.

Das Arbeitsgericht hat die Klage im Gütetermin vom 9. April 2002 durch Ver­

säumnisurteil abgewiesen. Nachdem der Kläger rechtzeitig Einspruch eingelegt hatte, 

hat das Arbeitsgericht das Versäumnisurteil durch Urteil vom 23. Mai 2002 aufrechter­

halten. Die vom Kläger eingelegte Berufung hat das Landesarbeitsgericht Berlin durch 

Versäumnisurteil vom 31. Oktober 2002 zurückgewiesen. Der Kläger hat hiergegen 

- eingegangen am 11. November 2002 - Einspruch eingelegt. Durch Beschluss vom 

14. November 2002 hat die Vorsitzende Termin zur mündlichen Verhandlung über den 

Einspruch und die Hauptsache auf den 28. November 2002, 11.15 Uhr bestimmt. Laut 

Aktenvermerk vom 15. November 2002 wurde die Ladung zum Termin vom 

28. November 2002 am 15. November 2002 an den Prozessbevollmächtigten des Klä­

gers mit Empfangsbekenntnis abgesandt. Aktenkundig ist außerdem ein mit Sende­

bestätigung versehenes Fax der Geschäftsstelle des Landesarbeitsgerichts vom 

20. November 2002 an den Klägervertreter, in dem das Gericht die Erledigung einer 

vorangegangenen Anfrage anmahnt und außerdem anregt, der Klägervertreter könne 

den Erhalt der Ladung gleich mit bestätigen.
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Eine Reaktion des Klägervertreters erfolgte hierauf nicht. Ein Empfangsbe­

kenntnis bezüglich der Ladung zum Termin vom 28. November 2002 ist in der Akte 

nicht enthalten. Zum Termin vom 28. November 2002 erschien für den Kläger nie­

mand.

Auf Antrag des Beklagtenvertreters hat das Landesarbeitsgericht daraufhin 

durch das mit der Revision angefochtene „II. VersäumnisurteN“ vom 28. November 

2002 den Einspruch des Klägers gegen das Versäumnisurteil vom 31. Oktober 2002 

verworfen, dem Kläger auch die weiteren Kosten auferlegt und die Revision nicht zu­

gelassen. Das Urteil wurde dem Kläger am 10. Dezember 2002 zugestellt. Die vom 

Kläger erhobene Nichtzulassungsbeschwerde hat das Bundesarbeitsgericht durch Be­

schluss vom 23. April 2003 als unzulässig verworfen.

Mit der am 4. Juni 2003 beim Bundesarbeitsgericht eingegangenen Revision 

macht der Kläger geltend, er schließe sich der Auffassung an, dass gegen ein Zweites 

Versäumnisurteil eines Berufungsgerichts die Revision auch ohne Zulassung statthaft 

sei, wenn sie darauf gestützt werde, dass ein Fall der Säumnis nicht vorliege. Mangels 

ordnungsgemäßer Ladung sei der Kläger im Termin vom 28. November 2002 nicht 

säumig gewesen. Weder der Kläger noch sein Prozessbevollmächtigter hätten eine 

Ladung erhalten. Ein Abvermerk vom 15. November 2002 sei dem Kläger nicht be­

kannt. Aus dem Abvermerk folge auch nicht die Ordnungsgemäßheit der Ladung. Das 

Schreiben vom 20. November 2002 sei weder dem Kläger noch seinem Prozessbe­

vollmächtigten bekannt.

Entscheidungsgründe

Die Revision ist unstatthaft.

I. Nach § 72 Abs. 1 Satz 1 ArbGG findet die Revision an das Bundesarbeitsge­

richt gegen das Endurteil des Landesarbeitsgerichts statt, wenn sie in dem Urteil des 

Landesarbeitsgerichts oder in dem Beschluss des Bundesarbeitsgerichts nach § 72a 

Abs. 5 Satz 2 ArbGG zugelassen worden ist. Weder das eine noch das andere ist hier 

geschehen.

II. Nach der ständigen Rechtsprechung des Bundesarbeitsgerichts ist auch ge­

gen sog. Zweite Versäumnisurteile des Landesarbeitsgerichts die Revision nicht ohne
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Zulassung statthaft. Das gilt selbst dann, wenn der Revisionsführer geltend macht, ein 

Fall der schuldhaften Versäumung habe nicht Vorgelegen.

1. Zwar hat der Bundesgerichtshof im Einklang mit der überwiegenden Auffas­

sung im Schrifttum für sog. Zweite Versäumnisurteile eines Oberlandesgerichts die 

Auffassung vertreten, nach § 566 ZPO (jetzt § 565 ZPO) seien im Revisionsverfahren 

die für die Berufung geltenden Vorschriften über die Anfechtbarkeit von Versäumnis­

urteilen anzuwenden und aus § 513 Abs. 2 ZPO folge die Statthaftigkeit der Berufung 

gegen ein Zweites Versäumnisurteil ohne Streitwertgrenze für den Fall, dass die Be­

rufung darauf gestützt werde, ein Fall der Säumnis liege nicht vor (BGH 11. Oktober 

1978 - IV ZR 101/77 - MDR 1979, 127; 24. Januar 1985 - 1 ZR 113/84 - VersR 1985, 

542; Baumbach/Lauterbach/Albers/Hartmann ZPO § 565 Rn. 2; ebenso: Bepler in: 

Düwell/Lipke ArbGV ArbGG § 72 Rn. 4 mwN; Grunsky ZZP 1993, 371; Hannich in: 

Hannich/Meyer-Seitz ZPO-Reform 2002 mit Zustellungsreformgesetz § 543 ZPO Rn. 4; 

Walchshöfer Anm. zu BAG 10. Dezember 1986 - 4 AZR 384/86 - AP ZPO § 566 Nr. 3).

2. Demgegenüber hat das Bundesarbeitsgericht auf die Besonderheiten des ar­

beitsgerichtlichen Verfahrens verwiesen und ausgeführt, zwar nehme § 72 Abs. 5 

ArbGG auch auf § 565 ZPO (früher § 566 ZPO) Bezug, allerdings spreche § 72 Abs. 5 

ArbGG nur das „Verfahren vor dem Bundesarbeitsgericht“ an, setze also voraus, dass 

bereits ein statthaftes Verfahren vor dem Bundesarbeitsgericht anhängig sei. Diese 

Voraussetzung sei in den hier in Rede stehenden Fällen gerade nicht gegeben. Das 

Arbeitsgerichtsgesetz enthalte vielmehr eine eigenständige und abschließende Rege­

lung des Revisionszugangs zum Bundesarbeitsgericht in den §§ 72, 72a ArbGG, die 

dem besonderen Beschleunigungsbedarf in arbeitsrechtlichen Streitigkeiten Rechnung 

trage. Dem entsprechend gelte auch § 547 ZPO (aF) im arbeitsgerichtlichen Verfahren 

nicht (vgl. BAG 22. Juni 1994 - 2 AZR 276/94 - AP ArbGG 1979 § 72 Nr. 24 = EzA 

ArbGG 1979 § 72 Nr. 16; 12. Dezember 1991 - 8 AZR 43/91 - nv.; 10. Dezember 1986 

- 4 AZR 384/86 - BAGE 53, 396).

3. Daran hält der Senat trotz der zum Teil zurückhaltenden Aufnahme der

Rechtsprechung des Bundesarbeitsgerichts in der Literatur (vgl. Bepler in: Dü­

well/Lipke ArbGV ArbGG § 72 Rn. 4 mwN; Müller-Glöge in: Germel-

mann/Matthes/Prütting/Müller-Glöge ArbGG § 72 Rn. 4; Grunsky ZZP 1993, 371; 

Walchshöfer Anm. zu BAG 10. Dezember 1986 - 4 AZR 384/86 - AP ZPO § 566 Nr. 3) 

fest, zumal der Gesetzgeber nunmehr in § 64 Abs. 2 Buchst, d ArbGG für den entspre-
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chenden Fall die zulassungsfreie Berufung ausdrücklich vorsieht, eine vergleichbare 

Regelung für die Revision jedoch nicht getroffen hat; außerdem habe er für den Be­

reich der ZPO das bisher schon im arbeitsgerichtlichen Verfahren geltende System der 

Zulassungsrevision auf die ordentliche Gerichtsbarkeit in Zivilsachen übertragen (vgl. 

Ascheid in GK-ArbGG §72 Rn. 11). Zulassungsfreie Revisionen gibt es nach dem 

ausdrücklichen Willen des Gesetzgebers nicht mehr (eingehend: Hannich in: Han- 

nich/Meyer-Seitz ZPO-Reform 2002 mit Zustellungsreformgesetz § 543 Rn. 4; vgl. 

BGH 10. Oktober 2002 - VII ZB 11/02 - BGHZ 152, 195; BGH 25. Juli 2002 - V ZR 

118/02 - NJW2002, 3180; BGH 4. Juli 2002 - V ZB 16/02 - BGHZ 151, 221).

III. Die Kostenentscheidung folgt aus § 97 Abs. 1 ZPO.

Rost Eylert Schmitz-Scholemann

Sieg Pitsch

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de

	BUNDESARBEITSGERICHT

	URTEIL

	Tatbestand

	Entscheidungsgründe



